Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Abgeordneten Renner und Genossen 


betr. : Allgemeinen Lastenausgleich. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, unverzüglich einen Gesetzes- 
entwurf über den endgültigen Lastenausgleich vorzulegen. In diesem 
Entwurf sind folgende Grundsätze zu verankern: 

1. Flüchtlinge, Fliegergeschädigte, Währungsgeschädigte und alle 
anderen Kriegsgeschädigtenj die infolge direkter oder indirekter 
Kriegseinwirkungen Schäden an ihrer Gesundheit und Arbeits- 
fähigkeit sowie Schäden an selbsterarbeitetem Eigentum erlitten 
haben, haben einen Rechtsanspruch auf Entschädigung. 

2. Diese Entschädigungen sind in einer Flöhe zu gewähren, die 
den Geschädigten eine gesicherte Existenz und ein gesundes 
Wohnen gewährleistet. 

3. Im Lastenausgleich werden nicht entschädigt: 

a) nicht mehr bezahlte Lieferungen oder nicht mehr fertig- 
gestellte Aufträge im Rahmen der Rüstungs- und Kriegs- 
wirtschaft, 

b) Demontage- und Kriegsschäden der Rüstungs- und Kriegs- 
industrie. 

4. Das Vermögen von Arbeitern, Angestellten und Gewerbe- 
treibenden, Kleinbauern und Geistesschaffenden, welches den 
Betrag von 10 000. — DM nicht übersteigt, ist von Abgaben 
für Zwecke des Lastenausgleichs frei. Bei der Feststellung 
des Vermögens wird Hausrat nicht angerechnet. Das den 
Betrag von 10 000. — DM übersteigende Vermögen wird nach 
dem Prinzip der progressiven Belastung erfaßt. 

3. Die für den Lastenausgleich erforderlichen Mittel sind auf 
folgende Art zu beschaffen: 

a) Das Vermögen der Kriegsverbrecher, und -Interessenten 
und großen Nutznießer des Naziregimes, der Nachkriegs- 
spekulanten und Großschieber wird restlos enteignet und 
für den Lastenausgleich verwendet. 
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b) Aller Großgrundbesitz über 100 ha, darüber hinaus bei 
Kriegsverbrechern und Nutznießern des Naziregimes der 
gesamte Grundbesitz wird entschädigungslos enteignet und 
unter die anspruchsberechtigten Flüchtlinge, Kleinbauern 
und Landarbeiter aufgeteilt. 

c) Vermögenszuwachs, welcher durch Nutznießung aus der 
hitlerischen Kriegsrüstung, aus Kriegslieferungen, aus Ari- 
sierungsmaßnahmen, aus der Ausplünderung der besetzten 
Gebiete und durch die Ausbeutung von Fremdarbeitern 
zustande gekommen ist, wird enteignet und für den Lasten- 
ausgleich zur Verfügung gestellt. 

6. Um erhöhte Mittel für die Zwecke des Lastenausgleichs zu 
beschaffen, wird die Bundesregierung beauftragt, Verhand- 
lungen mit den Hohen Kommissaren mit dem Ziel auf- 
zunehmen, daß die unerträglich hohen Besatzungskosten auf 
ein dem niedrigen Lebensstandard der arbeitenden Bevölkerung 
entsprechendes Niveau herabgesetzt werde. 


Bonn, den 2. Dezember 1949 


Renner und Fraktion 



